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5. März 2013
Schriftliche Kleine Anfrage

des Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 27.02.2013

und Antwort des Senats
- Drucksache 20/7088 -

Betr.:
Wer schützt die Hamburgerinnen und Hamburger vor Verbrauchertäuschung?
Seit einiger Zeit häufen sich Verbrauchertäuschungen bei Lebensmitteln in Deutschland. Sowohl Inhalte von Lebensmitteln als auch deren Herkunft werden bewusst falsch deklariert, um Verbraucher zu täuschen und so höhere Gewinne zu erzielen. So wurden über Wochen Tiefkühllasagnen mit Pferdehack statt Rinderhack hergestellt und nach Deutschland geliefert. In dieser Woche wurden falsch etikettierte Eier entdeckt, die den Verbraucher vorgaukeln, es handle sich dabei um Bio-Eier. Offensichtlich gelingt es nicht, diese Formen der Verbrauchertäuschung in den Griff zu bekommen. Die Zahl der vorkommenden Fälle nimmt eher zu als ab. Dabei wird teilweise auch nicht vor einer Gefährdung der Gesundheit von Verbrauchern zurückgeschreckt.
Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:
1. Wie viele falsch etikettierte Waren, deren Herkunft, Inhaltsstoffe oder Art der Herstellung falsch angegeben waren, wurden in den Jahren 2009 bis 2013 in Hamburg gefunden und welche waren das genau? Was ist mit den falsch etikettierten Waren geschehen?

Die Anzahl der festgestellten Verstöße im Bereich Kennzeichnung/Aufmachung betrug in den Jahren 2009: 204, 2010: 298, 2011: 344 und 2012: 264; für 2013 liegen noch keine Zahlen vor. 
Die für das Ergreifen von Maßnahmen in Fällen von Kennzeichnungs-Beanstandungen zuständigen Verbraucherschutzämter der Bezirke fordern die verantwortlichen Lebensmittelunternehmer auf, die Kennzeichnungsmängel zu beheben. Dieses kann nur durch Um- oder Neuetikettierung erfolgen entweder unmittelbar oder bei Neudruck der Etiketten bzw. Verpackungen. In der Regel werden falsch gekennzeichnete Lebensmittel von den betroffenen Lebensmittelunternehmern freiwillig aus dem Verkehr genommen. Es besteht die Möglichkeit, für den Abverkauf von Restbeständen Ausnahmegenehmigungen zu erteilen. 
2. Wurden in den Jahren 2009 bis 2013 die Herkunft, die Inhaltsstoffe und die Art der Herstellung von Waren von Marktbeschickern auf den Hamburger Wochenmärkten kontrolliert und mit den Angaben der Händler verglichen? Wenn ja, wie viele Kontrollen wurden durchgeführt, wie viele Mitarbeiter waren damit in den jeweiligen Bezirken beschäftigt und mit welchem Ergebnis? Wenn nein, warum nicht?

Die routinemäßige Überwachung von Marktbeschickern auf den Hamburger Wochenmärkten gehört zu den Aufgaben der Lebensmittel- und Gewerbekontrolleure. Sie unterliegt in der Festlegung der Frequenz den gesetzlich vorgegebenen Kriterien der Risikobeurteilung, wie sie in der AVV Rahmenüberwachung (Allgemeine Verwaltungsvorschrift über Grundsätze zur Durchführung der amtlichen Überwachung der Einhaltung lebensmittelrechtlicher, weinrechtlicher, futtermittelrechtlicher und tabakrechtlicher Vorschriften) festgelegt sind. Dabei erfolgt zunächst eine Risikoeinschätzung nach der Betriebsart. Die detaillierte Risikobewertung wird anhand der im Betrieb gewonnenen Erkenntnisse wie z.B. dem Hygienemanagement, dem Eigenkontrollsystem, der Verlässlichkeit des Betriebes festgelegt. Bei den Kontrollen werden auch Kennzeichnung und Herstellerangaben kontrolliert; dies wird jedoch nicht gesondert statistisch erfasst, weshalb eine Datenangabe hier nicht möglich ist. 
Mit der Überwachung aller Lebensmittelbetriebe waren 57 Lebensmittelkontrolleure in Vollzeitäquivalenten im Jahr 2012 beschäftigt. Eine Angabe des lediglich mit den Kontrollen von Herkunft, Inhaltsstoffen und Art der Herstellung von Waren befassten Personals ist hierbei nicht möglich, da alle Kontrolleure immer alle Kontrollgebiete abdecken. 

3. Wie viele und welche Betriebe in Hamburg, die auf Zulieferer angewiesen sind, führen die Überwachung der korrekten Etikettierung ihrer Produkte und deren Inhaltsstoffe selbstständig durch? Wie viele dieser Betriebe haben in den Jahren 2009 bis 2013 mittels eigener Kontrollen falsch etikettierte Produkte von Zulieferern den Behörden gemeldet und um welche Produkte welcher Zulieferer handelte es sich hierbei genau?

Betriebe, die auf Zulieferer angewiesen sind, werden nicht gesondert erfasst. Jeder Lebensmittel-unternehmer ist gesetzlich zu Eigenkontrollen verpflichtet; hinsichtlich der Kennzeichnung und der Inhaltsstoffe lassen sie sich häufig von privaten Sachverständigen beraten. Es hat im abgefragten Zeitraum keine Meldungen über falsch etikettierte Lebensmittel an die zuständigen Behörden gegeben. 

4. Auf welchem Weg werden die Hamburger Verbraucher über falsch etikettierte Waren informiert? 


Die Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz informiert, wenn ein durch Tatsachen hinreichend begründeter Verdacht besteht, dass gegen Vorschriften insbesondere des Lebensmittelkennzeichnungs-rechts in nicht nur unerheblichem Ausmaß oder wiederholt verstoßen wurde und die Verhängung eines Bußgelds in Höhe von mindestens 350 € zu erwarten ist. Derartige Veröffentlichungen werden in dem Portal http://www.hamburg.de/lebensmittel/3685168/veroeffentlichungen-kontrollergebnisse.html eingestellt. Darüber hinaus besteht bislang keine rechtliche Grundlage zur Veröffentlichung von Kennzeichnungsmängeln bei Lebensmitteln. Ausgenommen davon sind Kennzeichnungsmängel, die zu einer Gesundheitsgefährdung führen können, wie z.B. nicht gekennzeichnete Allergene. In solchen Fällen werden die Verbraucher z.B. über das Verbraucherportal www.lebensmittelwarnung.de informiert.

5. Hat der Senat bzw. die zuständige Behörde ein Konzept, wie derartige Verbrauchertäuschungen durch falsch etikettierte Produkte zukünftig besser und schneller aufgedeckt werden sollen? Wenn ja, wie sieht dieses aus? Wenn nein, warum nicht?

Der Schutz der Verbraucher vor Irreführung und Täuschung ist neben dem Schutz vor gesundheitlichen Gefahren eines der beiden klassischen Ziele der Lebensmittelüberwachung. Daher ist auch die Überprüfung der Kennzeichnung von Lebensmitteln standardmäßiger Bestandteil der Aktivitäten der Lebensmittelüberwachungsbehörden. Jedoch werden die Kapazitäten der Lebensmittelüberwachungs-behörden schwerpunktmäßig im Bereich des Gesundheitsschutzes bzw. der Lebensmittelsicherheit eingesetzt. 
Am 18. Februar 2013 wurde von den Verbraucherschutzministern und der Bundesministerin für Verbraucherschutz ein nationaler Aktionsplan beschlossen. Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz prüft, wie wissenschaftsbasiert ein Frühwarnsystem entwickelt werden kann, das systemimmanente materielle Anreize zur Verbrauchertäuschung erkennt. Überwachungsbehörden würden damit in die Lage versetzt, proaktiv gegen vermutete Täuschungen aber auch gegen mit Täuschung verbundene gesundheitliche Risiken bei der Produktion von Lebensmitteln vorzugehen. Systematische Beobachtungen von Produktionsvolumina, Preisveränderungen und Warenströmen können dafür die Grundlage bieten.
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